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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 19
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Berufskraftfahre

Berufsschutz
tarifliche Gleichstellung

Leitsätze 1. Ein Berufskraftfahrer, der die in der
Ausbildungsordnung vorgeschriebene,
nicht mehr als 2 Jahre dauernde
Ausbildung abgeschlossen hat, ist
grundsätzlich nicht als Facharbeiter
einzustufen, sondern dem oberen Bereich
der Gruppe der "Angelernten" im Sinne
des von der Rechtsprechung entwickelten
Mehrstufenschema zuzuordnen (BSG
SozR 3-2200 § 1246 Nrn.29, 32).
2. Eine Gleichstellung mit einem
Facharbeiter aufgrund einer abstrakten
(tarifvertraglichen) Zuordnung liegt dann
nicht vor, wenn z.B. der Berufskraftfahrer
mit bestandener IKH-Prüfung im
Tarifvertrag gegenüber
Betriebshandwerkern mit
Facharbeiterbrief deutlich abgestuft ist
und sich dies aus einem Lohnvergleich
ergibt.

Normenkette SGB VI § 43 Abs.2 a.F.

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 RJ 448/00
Datum 10.07.2001
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I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
10.07.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von Leistungen wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der am 1957 geborene KlÃ¤ger hat nach eigenen Angaben eine 1973 begonnene
Lehre als Kfz-Schlosser abgebrochen und war anschlieÃ�end als Bauschlosserhelfer,
Kfz-Schlosserhelfer, Berufskraftfahrer, Flugzeugabfertiger und vom 10.10.1992 bis
zu seiner Erkrankung am 20.05.1999 wiederum als Berufskraftfahrer
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Nach dem Zeugnis der Industrie- und
Handelskammer NÃ¼rnberg vom 23.03.1987 hat er die PrÃ¼fung als
Berufskraftfahrer abgelegt.

Am 12.07.1999 beantragte der KlÃ¤ger Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte bewilligte als MaÃ�nahme zur medizinischen
Rehabilitation ein stationÃ¤res Heilverfahren, das vom 12.08. bis 02.09.1999 in der
R.-Klinik B. durchgefÃ¼hrt wurde. Nach dem Entlassungsbericht der Klinik
(Diagnosen: Degeneratives HWS-Syndrom mit beidseitiger Omarthralgie, LWS-
Syndrom mit Lumbalgie, Gonalgie links, Ã�bergewicht, kombinierte
HyperlipidÃ¤mie) sei der KlÃ¤ger in der Lage, mittelschwere kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus vollschichtig auszuÃ¼ben; fÃ¼r die TÃ¤tigkeit
als Kraftfahrer wurde er vollschichtg leistungsfÃ¤hig beschrieben. Im Hinblick auf
diese Leistungsbeurteilung lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 06.10.1999
Rentenleistungen ab.

Im Widerspruchsverfahren lieÃ� die Beklagte den KlÃ¤ger nach Beinahme einer
Auskunft des letzten Arbeitgebers (erforderliche Qualifikation: FÃ¼hrerschein
Klasse II und Fahrpraxis; 90 % FahrtÃ¤tigkeit, 10 % Be- und Entladen) internistisch
durch Dr.M. und chirurgisch durch Dr.L. untersuchen. Dr.M. (Gutachten vom
01.02.2000) konnte auf seinem Gebiet keine wesentlichen die ErwerbsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers einschrÃ¤nkenden GesundheitsstÃ¶rungen feststellen, der Chirurg
Dr.L. hielt leichte und mittelschere TÃ¤tigkeiten vollschichtig fÃ¼r zumutbar. Die
Beklagte wies den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne
leichte und mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrichten. Da er keinen Fachberuf
ausgeÃ¼bt habe, sei es rechtlich ohne Bedeutung, ob die zuletzt verrichtete
BeschÃ¤ftigung als Kraftfahrer wieder aufgenommen werden kÃ¶nne.

Das Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) hat zunÃ¤chst eine Auskunft des letzten
Arbeitgebers des KlÃ¤gers, ein nach Aktenlage erstelltes Gutachten des Ã�rztl.
Dienstes des Arbeitsamtes NÃ¼rnberg und die Befundberichte und Unterlagen des
OrthopÃ¤den Dr.W. und des Allgemeinmediziners Dr.K. zum Verfahren beigezogen.
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Der Chirurg Dr.S. hat das Gutachten vom 10.03.2001 erstattet. Der
SachverstÃ¤ndige hat ebenfalls leichte und mittelschere TÃ¤tigkeiten bei
Beachtung bestimmter FunktionseinschrÃ¤nkungen vollschichtig fÃ¼r mÃ¶glich
gehalten werden.

Mit Urteil vom 10.07.2001 hat das SG die Klage abgewiesen. Bei der Beurteilung der
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers hat es sich den AusfÃ¼hrungen des Chirurgen
Dr.S. angeschlossen. Nach dem Berufsgruppenschema sei der KlÃ¤ger dem
Leitberuf des Angelernten â�� oberer Bereich â�� zuzuordnen. Er sei damit u.a. auf
die TÃ¤tigkeit eines einfachen PfÃ¶rtners, dessen Berufsbild Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung war, verweisbar.

Zur BegrÃ¼ndung seiner Berufung macht der KlÃ¤ger geltend, es erscheine
fraglich, ob die Verweisung auf den PfÃ¶rtnerberuf als zumutbar anzusehen sei.
Diese TÃ¤tigkeit sei in die Gruppe des ungelernten Arbeiters einzustufen.
AuÃ�erdem werde bestritten, dass es Ã¼berhaupt einen auf dem Arbeitsmarkt
angebotenen Beruf gebe, der fÃ¼r die ErwerbstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers in Betracht
komme.

Der Senat hat im vorbereitenden Verfahren den Befundbericht des
Allgemeinmediziners und Chirotherapeuten Dr.K. zum Verfahren beigezogen. Der
Internist und Sozialmediziner Dr.G. hat das Gutachten vom 23.12.2002 erstattet.
Der SachverstÃ¤ndige stellte auf seinem Gebiet einen diffusen
Leberparenchymschaden fest, der sich jedoch nicht leistungsmindernd auswirke.
Die BelastbarkeitseinschrÃ¤nkung beim KlÃ¤ger beziehe sich auf den
Bewegungsapparat. Im Vergleich zu den Befunderhebungen von Dr.S. sei hier eine
weitere Zunahme der BewegungseinschrÃ¤nkung in den Schultergelenken
eingetreten, beginnend auch in den Ellenbogen- und HÃ¼ftgelenken. Eine stÃ¤rkere
Belastbarkeitsminderung an den Armen und Beinen sei jedoch noch nicht
eingetreten. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, bei Beachtung bestimmter
FunktionseinschrÃ¤nkungen TÃ¤tigkeiten mit leichterer Beanspruchung der
Muskelkraft auszuÃ¼ben. Die UmstellungsfÃ¤higkeit sei weder aus mentaler noch
aus psychischer Sicht oder aufgrund kÃ¶rperlicher BeeintrÃ¤chtigung
eingeschrÃ¤nkt; TÃ¤tigkeiten als Telefonist oder auch als PfÃ¶rtner seien zumutbar.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 10.07.2001 sowie den
Bescheid der Beklagten 06.10.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
17.04.2000 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm auf den Antrag vom
12.07.1999 Versichertenrente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen
BerufsunfÃ¤higkeit, ab dem frÃ¼hest mÃ¶glichen Zeitpunkt zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird auf die Prozessakten erster und zweiter
Instanz sowie die vom Senat beigezogenen Verwaltungsunterlagen der Beklagten
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung des KlÃ¤gers ist form- und fristgerecht eingelegt (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

In der Sache erweist sich das Rechtsmittel des KlÃ¤gers als nicht begrÃ¼ndet. Das
SG hat vielmehr zu Recht entschieden, dass der KlÃ¤ger gegen die Beklagte keinen
Anspruch auf Leistungen wegen BerufsunfÃ¤higkeit (BU) und ErwerbsunfÃ¤higkeit
(EU) hat. Denn der KlÃ¤ger ist weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig i.S. des
Gesetzes.

Der Anspruch auf Versichertenrente wegen BU oder EU richtet sich bei
Antragstellung vor dem 31.03.2001 (hier am 12.07.1999) nach den Vorschriften des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der bis zum 31.12.2000 geltenden
Fassung (a.F.), da geltend gemacht wird, dass der Anspruch bereits seit einem
Zeitpunkt vor dem 01.01.2001 besteht (vgl. Â§ 300 Abs 2 SGB VI). FÃ¼r den
Anspruch sind aber auch die Vorschriften des SGB VI in der ab 01.01.2001
geltenden Fassung (n.F.) maÃ�gebend, soweit (hilfweise) Rente wegen
Erwerbsminderung fÃ¼r eine Zeit beginnend nach dem 31.12.2000 begehrt wird
(vgl. Â§ 300 Abs 1 SGB VI).

Rechtsgrundlage fÃ¼r den begehrten Rentenanspruch des KlÃ¤gers sind die Â§Â§
43, 44 SGB VI (a.F.). Neben der allgemeinen Wartezeit sind die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Â§ 43 Abs 1 Nr 2, Abs 3, Â§ 44 Abs 1 Nr 2, Abs 4 SGB VI a.F. unstreitig erfÃ¼llt.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§
43 Abs 1 SGB VI a.F., da er ab dem Zeitpunkt des Rentenantrages vom 12.07.1999
bis jetzt nicht im Sinne des 2. Absatzes dieser Vorschrift berufsunfÃ¤hig ist.

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 43 Abs 2 SGB VI nÃ¤mlich nur solche Versicherte,
deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die
HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken
ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten
zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten
entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer
Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen.

BerufsunfÃ¤hig ist demnach, wer weder seine bisherige TÃ¤tigkeit noch eine ihm
sozial zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit ausÃ¼ben kann. Bisheriger Beruf ist i.d.R.
die letzte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, von der auch bei
einer nur kurzfristigen (wegen Eintritt des Leistungsfalles beendeten) AusÃ¼bung
auszugehen ist, wenn sie zugleich die qualitativ hÃ¶chste im Berufsleben des
Versicherten gewesen ist (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 49 mwN). Die Zumutbarkeit
einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der Wertigkeit des bisherigen
Berufs. Zur Erleichterung dieser Beurteilung hat die hÃ¶chstrichterliche
Rechtsprechung ein Mehrstufenschema entwickelt, das die BerufstÃ¤tigkeiten in
(Qualifikations-)Gruppen unterteilt, die â�� von oben nach unten â�� durch den
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Leitberuf des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters, des angelernten Arbeiters und des
ungelernten Arbeiters charakterisiert werden (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 39
mwN). Der Gruppe mit dem Leitberuf des Facharbeiters ist zuzuordnen, wer einen
anerkannten Ausbildungsberuf mit regelmÃ¤Ã�ig mehr als zweijÃ¤hriger Ausbildung
erlernt und bisher ausgeÃ¼bt hat oder dessen tarifvertragliche Einordnung in eine
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe den Schluss zulÃ¤sst, dass diese TÃ¤tigkeit als
FacharbeitertÃ¤tigkeit zu qualifizieren ist (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 38). Die
vielschichtige und inhomogene Gruppe der angelernten Arbeiter zerfÃ¤llt nach der
Rechtsprechung des BSG in einen oberen und einen unteren Bereich. Dem unteren
Bereich der Stufe mit dem Leitberuf des Angelernten sind alle TÃ¤tigkeiten mit
einer regelmÃ¤Ã�igen (auch betrieblichen) Ausbildungs- oder Anlernzeit von drei bis
zwÃ¶lf Monaten zuzuordnen, dem oberen entsprechend die TÃ¤tigkeiten mit einer
Ausbildungs- oder Anlernzeit von Ã¼ber zwÃ¶lf Monaten bis 24 Monaten. Die
Einordnung in eine bestimmte Gruppe des Mehrstufenschemas erfolgt aber nicht
ausschlieÃ�lich nach Vorliegen und Dauer einer fÃ¶rmlichen Berufsausbildung.
Ausschlaggebend ist vielmehr die QualitÃ¤t der verrichteten Arbeit (BSG SozR
3-2200 Â§ 1246 Nrn 27, 33). GrundsÃ¤tzlich muss sich ein Versicherter im Vergleich
zu seinem bisherigen Beruf auf TÃ¤tigkeiten der nÃ¤chst niedrigeren Gruppe des
Mehrstufenschemas verweisen lassen.

Der KlÃ¤ger genieÃ�t als Kraftfahrer keinen Berufsschutz als qualifizierter
Facharbeiter. Selbst ein Berufskraftfahrer, der die in der Ausbildungsordnung
vorgeschriebene, nicht mehr als zwei Jahre dauernde Ausbildung abgeschlossen
hat, ist grundsÃ¤tzlich nicht als Facharbeiter einzustufen, sondern dem oberen
Bereich der Gruppe der "Angelernten" i.S. des von der Rechtsprechung entwickelten
Mehrstufenschemas zuzuordnen (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nrn 29, 32). Wenn die
Tarifvertragsparteien einen bestimmten Beruf im Tarifvertrag auffÃ¼hren und einer
Tarifgruppe zuordnen, kann im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass die
tarifvertragliche Einstufung der einzelnen, in der Tarifgruppe genannten
BerufstÃ¤tigkeit auf deren QualitÃ¤t beruht (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 13).
DemgemÃ¤Ã� lÃ¤sst die abstrakte (tarifvertragliche) Zuordnung einer bestimmten
angelernten BerufstÃ¤tigkeit zu einer Tarifgruppe, in der auch Facharbeiter i.S. des
Mehrstufenschemas aufgefÃ¼hrt sind, im Regelfall den Schluss zu, dass diese
BerufstÃ¤tigkeit im Geltungsbereich des Tarifvertrags ebenfalls als
FacharbeitertÃ¤tigkeit zu qualifizieren ist. Eine derartige Bindungswirkung kann
aber nur bestehen, wenn die Tarifvertragsparteien bestimmte berufliche
TÃ¤tigkeiten benannt und einer Lohngruppe zugeordnet haben, nach der auch
"originÃ¤re" FacharbeitertÃ¤tigkeiten entlohnt werden (z.B. Gleichsetzung einer
KraftfahrertÃ¤tigkeit mit derjenigen von ausgebildeten Handwerkern). Diese
Voraussetzung ist vorliegend nicht gegeben. Denn eine solche Gleichstellung findet
sich im Lohntarifvertrg vom 16.06.1998 fÃ¼r die gewerblichen Arbeitnehmer des
Speditions- und Transportgewerbes in Bayern (gÃ¼ltig ab 01.07.1998) nicht. Die
Berufskraftfahrer mit bestandener IHK-PrÃ¼fung werden nach Lohngruppe 5
entlohnt. Dass der genannte Tarifvertrag die Lohngruppe 5 und die dort
bezeichneten Arbeitnehmergruppen nach dem Willen der vertragschlieÃ�enden
Parteien gegenÃ¼ber Betriebshandwerkern mit Facharbeiterbrief (Lohngruppe 7)
deutlich abstuft, ergibt sich aus dem Lohnvergleich beider Gruppen. WÃ¤hrend
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fÃ¼r Betriebshandwerker nach dem LTV vom 16.06.1998 ein Stundenlohn von
20,30 DM vorgesehen war, erhielten die in Lohngruppe 5 erfassten Kraftfahrer
lediglich einen Stundenlohn von 17,43 DM. Sie lagen damit etwa auf dem Niveau
von Betriebshandwerkern im ersten Gesellenjahr (Lohngruppe 7 b), was keine
tarifvertragliche Gleichstellung mit der Gruppe der Betriebshandwerker nach dem
ersten Gesellenjahr bedeutet (vgl BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 32).

UnabhÃ¤ngig von dieser betrieblichen Bewertung ist die vom KlÃ¤ger zuletzt
geleistete Arbeit nicht als Facharbeit zu qualifizieren. Hierzu hat der Arbeitgeber
des KlÃ¤gers angegeben, Voraussetzung fÃ¼r die AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit
seien der Besitz des FÃ¼hrerscheins der Klasse II sowie Fahrpraxis gewesen.
Gleichzeitig hat er angegeben, die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers habe zu 90 % aus der
FahrertÃ¤tigkeit und zu 10 % aus Be- und Entladen bestanden. Insgesamt stellten
die TÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers keine durch besondere QualitÃ¤t aus dem
Anlernbereich herausragenden Arbeiten dar. Sie beinhalteten daher auch keine
"besonderen Anforderungen" i.S. des Â§ 43 Abs 2 Satz 2 SGB a.F.

Nach alledem ist der KlÃ¤ger nicht als â�� schlichter â�� Facharbeiter i.S. des von
der Rechtsprechung entwickelten Mehrstufenschemas zu betrachten, sondern
allenfalls dem oberen Bereich der Gruppe von Arbeitnehmern mit einem "sonstigen
Ausbildungsberuf" zuzuordnen.

Damit muss sich der KlÃ¤ger zumutbar auf TÃ¤tigkeiten der nÃ¤chst niedrigeren
Stufe verweisen lassen, d.h. auf die eines Angelernten unterer Bereich. Nach dem
Ergebnis der vom SG und vom Senat durchgefÃ¼hrten Ermittlungen, insbesondere
nach den AusfÃ¼hrungen der zum LeistungsvermÃ¶gen gehÃ¶rten Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.S. und Dr.G. (die das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
wesentlich einschrÃ¤nkenden GesundheitsstÃ¶rungen sind orthopÃ¤discher Natur),
ist der KlÃ¤ger â�� ungeachtet der fehlenden Bennungspflicht fÃ¼r das Vorliegen
geeigneter ArbeitsplÃ¤tze â�� ohne weiteres in der Lage, z.B. die TÃ¤tigkeiten eines
einfachen TagespfÃ¶rtners (vgl BSG, Urteil vom 13.07.1988 â�� 5/4a RJ 19/87 -)
auszuÃ¼ben. Diese TÃ¤tigkeit war auch Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem SG. Bei der TÃ¤tigkeit des einfachen TagespfÃ¶rtners handelt
es sich um eine kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeit, die in frei gewÃ¤hltem (fÃ¼r den
KlÃ¤ger gÃ¼nstigen) Wechselrhythmus verrichtet werden kann und weder mit
hÃ¤ufigem BÃ¼cken noch mit schwerem Heben und Tragen verbunden ist. Auch
sind Ã�berkopfarbeiten und lÃ¤ngere Zwangsarbeiten nicht erforderlich. Ferner wird
â�� wie von Dr.G. gefordert â�� die Muskelkraft bei AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit
nicht mehr als leicht beansprucht. Die Aufgaben eines PfÃ¶rtners setzen in
persÃ¶nlicher Hinsicht gewisse Mindestanforderungen wie FlexibilitÃ¤t, Merk- und
KontaktfÃ¤higkeit, Umgangsformen und DurchsetzungsvermÃ¶gen voraus. Nach
den im Rahmen der medizinischen SachaufklÃ¤rung gewonnenen Erkenntnissen
und nach dem persÃ¶nlichen Eindruck, den der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hinterlassen hat, bestehen keinerlei Anhaltspunkte, dass er nicht
Ã¼ber diese Eigenschaften verfÃ¼gt. Entsprechende ArbeitsplÃ¤tze existieren in
genÃ¼gender Zahl, so dass der Arbeitsmarkt fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht verschlossen
ist.
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Die dem KlÃ¤ger zumutbare Gehstrecke ist nicht in einem rentenerheblichen MaÃ�e
eingeschrÃ¤nkt. ZusÃ¤tzliche â�� Ã¼ber das betriebsÃ¼bliche MaÃ�
hinausgehende â�� Pausen sind nicht erforderlich. Bei den von den Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen genannten EinschrÃ¤nkungen handelt es sich auch nicht um
EinschrÃ¤nkungen, die entweder als "gravierende Einzelbehinderung" oder durch
die "Summierung einer Mehrzahl krankheitsbedingter LeistungseinschrÃ¤nkungen"
einen denkbaren Arbeitseinsatz auf so wenige Gelegenheiten reduzieren, dass diese
wegen GeringfÃ¼gigkeit auÃ�er Betracht zu bleiben hÃ¤tten.

Damit liegen beim KlÃ¤ger seit Antragstellung am 12.07.1999 die Voraussetzungen
des Anspruchs auf Rente wegen BU nicht vor. Daraus folgt zugleich, dass auch ein
Anspruch auf Rente wegen EU gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB VI a.F., der an noch
weitergehende Voraussetzungen geknÃ¼pft ist, nicht besteht.

Aufgrund seines vollschichtigen EinsatzvermÃ¶gens erfÃ¼llt der KlÃ¤ger auch nicht
die Voraussetzungen des durch Art 1 Nr 19 des Rentenreformgesetzes 1999 neu
gefassten und durch Art 1 Nr 10 des Gesetezs zur Reform der Renten wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20.12.2000 (BGBl I 1827) geÃ¤nderten, am
01.01.2001 in Kraft getretenen Â§ 43 SGB VI. Nach dessen Absatz 2 hat bis zur
Vollendung des 65. Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen voller (der bisherigen
EU entsprechender) Erwerbsminderung, wer (neben weiteren
Leistungsvoraussetzungen) wegen Krankheit oder Behinderung auÃ�erstande ist,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein, aber auch derjenige, dem bei einem mehr
als drei bis unter sechs Stunden reichenden EinsatzvermÃ¶gen der
Teilzeitarbeitsmarkt verschlossen ist (vgl Â§ 43 Abs 3 2.HS SGB VI). Eine
quantitative EinschrÃ¤nkung der betriebsÃ¼blichen Arbeitszeit von tÃ¤glich acht
Stunden liegt jedoch nach der Beurteilung aller bisher gehÃ¶rten Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen, denen sich der Senat anschlieÃ�t, beim KlÃ¤ger nicht vor.

Die Berufung des KlÃ¤gers musste daher zurÃ¼ckgewiesen werden.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 30.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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